Ausführlicher Anstellungsvertrag mit einem Angestellten ohne Tarifbindung 

Warnhinweis: Das folgende ausführliche Vertragsmuster kann nur ein Vorschlag sein. Benutzen Sie es bitte in Ihrem Interesse nicht als Kopie, sondern eher wie eine Anregung. Verträge müssen dem Willen der Parteien folgen und nicht umgekehrt; deswegen bedarf das Vertragsmuster in der Regel auch Ihrer kritischen Überprüfung und Anpassung. Bitte überlegen Sie genau, ob Sie alle Normen des Vertragsmusters wirklich vereinbaren wollen und wie der Rest auf Ihre Bedürfnisse anzupassen wäre. Im Arbeitsrecht lohnt es sich meistens, vorher anwaltliche Beratung einzuholen. Verträge muss man selbst schliessen und es gibt daher -juristisch gesehen- nur den massgeschneiderten Vertrag. Nichts ist juristisch gefährlicher als die ungeprüfte Übernahme fremder Vertragsmuster. Sie könnten etwas verbindlich vereinbaren, was Sie weder so wollten noch so vereinbaren mussten. Die Autoren von arbeitsadvo.de können daher für die Übernahme von Vertragsmustern oder von Teilen daraus naturgemäss keine Haftung übernehmen. Obwohl es regelmässig überarbeitet wird, erhebt das Muster auch keinen Anspruch auf Vollständigkeit und rechtliche Aktualität.  

Zwischen

der XXX  GmbH (i.F. Gesellschaft)

und

Herrn/Frau XXX

wird Folgendes vereinbart:

§ 1 Art und Ort der Tätigkeit

(1) Herr/Frau wird mit Wirkung vom TT:MM:JJ: eingestellt.

(2) Sein/Ihr Aufgabenbereich umfasst XXX. 

Die Gesellschaft behält sich vor, Herrn/Frau XXX auch andere seiner/ihrer Vorbildung und seiner/ihrer Fähigkeit entsprechende gleichwertige und zumutbare Aufgaben zu übertragen - aus heutiger Sicht handelt es sich besonders um folgende Aufgaben: XXX 

Die Gesellschaft behält sich vor; Herrn/Frau XXX. an einen anderen Tätigkeitsort zu versetzen, soweit dies unter Berücksichtigung seiner/ihrer Interessen zumutbar ist. Aus heutiger Sicht handelt es sich namentlich um Arbeitsplätze, an denen andere Niederlassungen der Gesellschaft sind. Soweit nicht dringende betriebliche Gründe entgegenstehen, wird die Firma die Zuweisung eines solchen Arbeitsortes nur mit einer Ankündigungsfrist von XXX Wochen/Monaten erklären.

§ 2 Arbeitszeit

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt XXX Stunden wöchentlich.

(2) Herr/Frau XXX  wird seine/ihre ganze Arbeitskraft im Interesse der Gesellschaft einsetzen. Er/Sie ist verpflichtet, soweit dies betrieblich notwendig ist, Mehrarbeit und Überarbeit sowie Nacht-, Schicht-, Sonn- und Feiertagsarbeit in gesetzlich zulässigem Umfang zu leisten.

(3) Bei Einführung von Kurzarbeit ist Herr/Frau XXX damit einverstanden, dass seine/ihre Arbeitszeit vorübergehend entsprechend verkürzt und für die Dauer der Arbeitszeitverkürzung das Gehalt entsprechend reduziert wird.

§ 3 Vergütung

(1) Herr/Frau XXX erhält eine monatlich am Monatsende fällige Vergütung von Euro XXX brutto. 

(2) Mit dieser Vergütung sind Mehrarbeit und Überarbeit bis zum Umfang von § 2 Abs.2 abgegolten. Darüber hinausgehende Mehr- und Überarbeit ist durch Freizeit auszugleichen.

oder

Zur Abgeltung der Überstunden gem. §2 Abs.2 erhält Herr/Frau XXX eine monatliche Pauschale in Höhe von Euro XXX. Die Pauschalabgeltung kann von beiden Parteien mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende gekündigt und die Ablösung durch eine Einzelabrechnung verlangt werden.

§ 4 Gratifikation, 

(1) Herr/Frau XXX erhält ab dem XXX Jahr der Betriebszugehörigkeit jedes Jahr am XXX eine Weihnachtsgratifikation in Höhe von Euro XXX brutto.

(2) Herr/Frau XXX erhält mit der Vergütung nach § 3 jeweils für den Monat XXX eine Urlaubsgratifikation von Euro XXX brutto.

(3) Herr/Frau XXX erhält vermögenswirksame Leistungen nach dem 5. Vermögensbildungsgesetz in der Fassung vom 19.2. 1987 iHv. monatlich Euro XXX brutto, sofern er/sie einen entsprechenden Vertrag nachweist.

(4) Herr/Frau XXX. erhält zusätzlich zur Vergütung einen Zuschuss zu seinen/ihren Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr bis zur Höhe von Euro XXX pro Monat, sofern er/sie entsprechende Aufwendungen nachweist.

(5) Zuwendungen nach Abs.1 und 2 sind freiwillige Leistungen. Auch ihre wiederholte Zahlung begründet keinen Rechtsanspruch auf Leistungsgewährung für die Zukunft. Ein Anspruch auf Zuwendungen besteht nicht für Zeiten, in denen das Arbeitsverhältnis ruht und kein Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht. Dies gilt für Elternzeit, Wehr- und Zivildienst, unbezahlte Freistellung, Streikteilnahme. Die Zuwendung nach Abs.1 und 2 wird ferner für jeden Tag der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, für den das Entgelt fortgezahlt wird, um ein Viertel des Arbeitsentgelts, das im Jahresdurchschnitt auf einen Arbeitstag entfällt, gekürzt. Sie entfällt für krankheitsbedingte Fehlzeiten, für die kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung mehr besteht.

(6) Bei unterjährigem Beginn oder Ende des Arbeitsverhältnisses wird die Gratifikation vorbehaltlich Abs.5 zeitanteilig gezahlt.

§ 5 Urlaub

Herr/Frau XXX erhält kalenderjährlich einen Erholungsurlaub von XXX Arbeitstagen. Der Urlaub ist mit einer Frist von mindestens drei Kalendermonaten anzukündigen und kann nur in Zweiwochenperioden genommen werden. Sogenannte Brückentage sind Betriebsurlaub und werden auf den Jahresurlaub angerechnet.

§ 6 Verschwiegenheitspflicht

Herr/Frau XXX ist verpflichtet, während des Arbeitsverhältnisses und nach seiner Beendigung über alle nicht allgemein bekannten geschäftlichen Angelegenheiten sowohl gegenüber Außenstehenden als auch gegenüber anderen Mitarbeitern, die mit dem betreffenden Sachgebiet nicht unmittelbar befasst sind, Verschwiegenheit zu wahren, erhaltene Anweisungen zur Geheimhaltung zu erfüllen und im Zweifelsfall eine Weisung der Geschäftsleitung zur Vertraulichkeit bestimmter Tatsachen einzuholen. Sollte die nachvertragliche Verschwiegenheitspflicht Herrn/Frau in seinem/ihrem beruflichen Fortkommen unangemessen behindern, hat er/sie gegen die Gesellschaft einen Anspruch auf Freistellung von dieser Pflicht.

§ 7 Nebentätigkeiten

(1) Die Übernahme jeder auf Erwerb gerichteten Nebentätigkeit, auch die tätige Beteiligung an anderen Unternehmen, die Mitgliedschaft in Organen fremder Gesellschaften sowie die Übernahme von Ehrenämtern in wirtschaftlichen Verbänden oder im öffentlichen Leben bedürfen der schriftlichen Einwilligung der Gesellschaft, soweit sie geeignet sind, die Interessen der Gesellschaft zu beeinträchtigen. Jede Nebentätigkeit ist der Gesellschaft anzuzeigen. Dies gilt auch für direkte oder indirekte Beteiligungen an Unternehmen, sofern Herr/Frau XXX durch seine/ihre Stellung oder Tätigkeit Einfluss auf die Geschäftsbeziehungen zu diesen Unternehmen nehmen kann.

(2) Ohne schriftliche Einwilligung der Gesellschaft darf Herr/Frau XXX auf den Geschäftsgebieten der Gesellschaft keine Geschäfte auf eigene oder fremde Rechnung vornehmen.

(3) Vorträge und/oder Veröffentlichungen, die die Interessen der Gesellschaft tangieren, bedürfen der schriftlichen Einwilligung.

§ 8 Erfindungen, Urheberrechte

(1) Für die Behandlung von Diensterfindungen gelten die Vorschriften des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen in seiner jeweiligen Fassung sowie die jeweils hierzu ergangenen Richtlinien für die Vergütung von Arbeitnehmern im privaten Dienst.

(2) Sonstige Urheberrechte aller Art, die aufgrund der Tätigkeit von Herrn/Frau XXX entstehen, sind auf die Gesellschaft zu übertragen, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen entgegenstehen. Die Übertragung dieser Rechte ist durch die Vergütung nach § 3 abgegolten.

§ 9 Nachvertragliches Wettbewerbsverbot

(1) Herr/Frau XXX wird in den zwei Jahren nach Beendigung dieses Anstellungsvertrages weder selbständig noch unselbständig oder in sonstiger Weise für ein Unternehmen tätig werden, das auf nachstehenden Arbeitsgebieten XXX mit der Gesellschaft oder einem deutschen mit ihr verbundenen Unternehmen in mittelbarem oder unmittelbarem Wettbewerb steht. Er wird während dieser Zeit ein solches Unternehmen auch nicht errichten, es erwerben oder sich hieran unmittelbar oder mittelbar beteiligen.

(2) Für die Dauer des Verbots erhält Herr/Frau XXX eine Entschädigung, die für jedes Jahr des Verbots mindestens die Hälfte der von ihm/ihr zuletzt bezogenen vertragsmäßigen Leistungen erreicht.

(3) Im Übrigen gelten die §§ 74ff. HGB entsprechend.

§ 10 Altersversorgung

Herr/Frau XXX erhält betriebliche Altersversorgung aufgrund einer Ruhegeld-Direktzusage, die diesem Vertrag als Anlage beigefügt ist.

§ 11 Dienstverhinderung

(1) Herr/Frau XXX ist verpflichtet, der Gesellschaft jede Dienstverhinderung und ihre voraussichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen. Auf Verlangen sind die Gründe der Dienstverhinderung mitzuteilen.

(2) Jede Arbeitsunfähigkeit weist er/sie ferner binnen drei Tagen durch ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nach; dasselbe gilt für Folgebescheinigungen.

§ 12 Umzugskosten

(1) Die Gesellschaft verpflichtet sich, Herrn/Frau XXX die Umzugskosten von XXX  nach XXX gegen Vorlage der Belege zu erstatten. Dieses gilt auch für den Fall der Versetzung an einen anderen Arbeitsort mit einer Entfernung von mehr als 90 km.

(2) Die Erteilung des Umzugsauftrages darf nur im Einverständnis mit der Gesellschaft erfolgen. Vorher hat Herr/Frau XXX die Angebote von mindestens drei Möbelspediteuren beizubringen.

(3) Scheidet Herr/Frau XXX vor Ablauf von 3Jahren nach dem Umzugstermin aus dem Arbeitsverhältnis aus, ohne dass er/sie dafür einen wichtigen Grund hat, oder beruht eine Kündigung der Gesellschaft innerhalb dieses Zeitraums auf Gründen, die Herr/Frau XXX zu vertreten hat, so ist Herr/Frau XXX verpflichtet, die Umzugskosten zurückzuzahlen, wobei pro Monat der Betriebszugehörigkeit 1/36 der Umzugskosten als getilgt gelten.

§ 13 Gehaltsabtretung/Verpfändung

(1) Ansprüche auf Arbeitsentgelt dürfen nicht abgetreten oder verpfändet werden.

(2) Bei Abtretungen, Verpfändungen oder Pfändungen von Ansprüchen auf Arbeitsentgelt werden je Bearbeitungsvorgang Euro2,50 pro Pfändung, Abtretung oder Verpfändung, zusätzlich Euro 2,50 für jedes zusätzliche Schreiben sowie Euro 1,- je Überweisung von dem Gehalt einbehalten und spätestens mit der übernächsten Gehaltsabrechnung verrechnet. Dem Arbeitnehmer bleibt der Nachweis gestattet, dass ein Schaden überhaupt nicht entstanden oder wesentlich niedriger ist als die Pauschale.

§ 14 Vertragsstrafe

Im Falle der schuldhaften Nichtaufnahme der Tätigkeit oder der schuldhaften vertragswidrigen Beendigung des Anstellungsverhältnisses durch Herrn/Frau XXX oder im Falle der von Herrn/Frau XXX schuldhaft veranlassten Beendigung des Anstellungsverhältnisses durch die Gesellschaft ist die Gesellschaft auch berechtigt, eine Vertragsstrafe in Höhe von soviel Nettomonatsgehältern nach § 3 zu verlangen, wie die ordentliche Kündigungsfrist seit Beginn des auslösenden Ereignisses reicht. Darüber hinaus ist die Gesellschaft berechtigt, auch einen weiter gehenden Schaden geltend zu machen.

§ 15 Beendigung des Anstellungsverhältnisses

(1) Während der ersten 6 Monate kann das Anstellungsverhältnis von beiden Seiten mit einer Frist von einem Monat zum Monatsschluss gekündigt werden. Vor der Arbeitsaufnahme kann das Arbeitsverhältnis nicht ordentlich gekündigt werden.

(2) Nach Ablauf von 6 Monaten beträgt die Kündigungsfrist XXX Monate zum Monatsschluss/Quartal/Halbjahresschluss/Jahresschluss. Jede gesetzliche Verlängerung der Kündigungsfrist zugunsten von Herrn/Frau XXX gilt auch zugunsten der Gesellschaft.

(3) Ohne dass es einer Kündigung bedarf, endet das Anstellungsverhältnis spätestens mit Ablauf des Monats, in dem Herr/Frau XXX sein/ihr 65.Lebensjahr vollendet.

Das Anstellungsverhältnis endet auch mit Ablauf des Monats, in dem ein Bescheid zugestellt wird, mit dem der zuständige Sozialversicherungsträger feststellt, dass Herr/Frau XXX auf Dauer vollständig erwerbsunfähig ist. Gewährt der Sozialversicherungsträger nur eine Rente auf Zeit, so ruht der Arbeitsvertrag für den Bewilligungszeitraum dieser Rente, längstens jedoch bis zum Beendigungszeitpunkt gem. Satz 1.

(4) Jede Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform; die elektronische Schriftform ist ausgeschlossen.

(5) Während der Kündigungsfrist ist die Gesellschaft berechtigt, Herrn/Frau XXX unter Fortzahlung der Bezüge und unter Anrechnung etwaiger restlicher Urlaubsansprüche von der Arbeit freizustellen. Entsprechendes gilt bei einverständlicher Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Auf die nach Anrechnung etwaiger restlicher Urlaubsansprüche fortzuzahlenden Bezüge muss der Arbeitnehmer sich den Wert desjenigen anrechnen lassen, was er infolge des Unterbleibens der Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt.

§ 16 Vorschüsse und Arbeitgeberdarlehen

Soweit die Gesellschaft Herrn/Frau XXX Vorschüsse und Darlehen gewährt, werden die Restbeträge daraus bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Rücksicht auf die bei Hingabe getroffenen Vereinbarungen fällig, es sei denn, die Gesellschaft hat das Arbeitsverhältnis aus betriebsbedingten Gründen gekündigt oder Herr/Frau XXX hat aus einem von der Gesellschaft zu vertretendem Grund außerordentlich gekündigt und hierauf hingewiesen.

§ 17 Einstellungsfragebogen

Angaben von Herrn/Frau XXX im Einstellungsfragebogen sind wesentlicher Bestandteil des Arbeitsvertrages.

§ 18 Zahlungsabwicklung, Zinsen

Alle Zahlungen erfolgen bargeldlos. Herr/Frau XXX wird gegebenenfalls innerhalb von 10 Tagen nach Beginn des Arbeitsverhältnisses ein Konto errichten und die Kontonummer mitteilen.

§ 19 Internetnutzung

Der Arbeitnehmer ist nicht berechtigt, den Internetzugang zu privaten Zwecken zu nutzen. Er ist damit einverstanden, dass der Arbeitgeber den E-Mail-Verkehr auf die Einhaltung dieser Regelung hin prüft.

§ 20 Ausschlussfristen

(1) Alle Ansprüche aus dem Anstellungsverhältnis und solche, die mit dem Anstellungsverhältnis in Verbindung stehen, sind innerhalb von 6 Monaten nach Fälligkeit, spätestens jedoch innerhalb von 6 Monaten nach Beendigung des Anstellungsverhältnisses schriftlich geltend zu machen. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist geltend gemacht werden, wären verwirkt.

(2) Bleibt die Geltendmachung erfolglos, so muss der Anspruch innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach schriftlicher Ablehnung durch die Gegenpartei eingeklagt werden, andernfalls ist er ebenfalls verwirkt.

(1) Abs.1 und 2 gelten nicht bei Haftung wegen Vorsatzes.

§ 21 Schlussbestimmungen

(1) Änderungen und Ergänzungen zu diesem Vertrag bedürfen der Schriftform. Die elektronische Schriftform ist ausgeschlossen. Mündliche Vereinbarungen über die Aufhebung der Schriftform wären unwirksam.

(2) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages und/oder seiner Änderungen bzw. Ergänzungen unwirksam sein, so wird dadurch die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine wirksame ersetzt, die der wirtschaftlichen Absicht am nächsten kommt.

(3) Für Rechtsstreitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis, seiner Beendigung und Abwicklung ist das Arbeitsgericht am dem Betriebsort nach § 2 Abs. 2 des Vertrages zuständig, an dem die Tätigkeit zuletzt ausgeübt wurde.

§ 22 Vertragsaushändigung

Der Vertrag wird in zwei Ausfertigungen erstellt, von denen jede Partei eine erhalten hat.

Ort, Datum

Ort, Datum

     

 FORMULARTEXT 
     
Unterschrift Arbeitgeber

Unterschrift Arbeitnehmer

